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Inland. 

Berlin, den 25. Ott. (Spen. Ztg.) Geſtern Morgen um 6 Uhr wurde durch 
den Zeughaus⸗Lieutenaut, auf den Antrag der Univerſitätsbehörde, das nicht currente 
Waffendepot des Studentencorps aus der Univerſität nach dem Zeughauſe ge⸗ 
ſchafft. Dieſe Maßregel wurde durch ein Reſcript des Miniſters des Innern veron, 
laßt, welches befiehlt, die Waſſen der betreffenden Behörde auszuliefern. Das bewaf⸗ 
nete Studenten⸗Corps ſteht aber unter dem Befehl des Central⸗Commando's der 
Bürgerwehr, welches bereits vorher das Commando der Studenten ermächtigt 
hatte, um 8 Uhr das Depot, unter Bedeckung von 10 Mann, nach dem Schloſſe zu 
ſchaffen. Es find bereits von dem Corps die Beſchwerdeſchritte bei dem Commando 
der Bürgerwehr eingeleitet worden. 

die Deputlrten der Rheinprovinz haben für ihre Wähler eine Ueberſichts⸗ 
* Wr Abstimmungen bei wichtigen Fragen in der Nationalverſammlung aufer⸗ 
tigen und lithographlren laſſen. Die Deputirten find nach den Rheiniſchen Regie⸗ 
rungs⸗Bezirken Köln, Duſſeldorf, Coblenz, Aachen und Trier geordnet. 

— Vorgeſtern Nachmittag wurde in der Moabiter Maſchineubau-⸗Auſtalt die 
erſte eiferne Kanonen ⸗Schaluppe vom Stapel gelaſſen. Der ſolide Ban der 
Schaluppe findet allgemeine Anerkennung. Der Zeitpunkt, wann das Schiff vollftän- 
dig aufgetakelt fein wird, ſoll noch beſonders bekannt gemacht werden. 

— Der Student Schlöffel, welcher am vergangenen Sonntag hier durchteiſte, 
hatte, wie wir hoͤren, ſeine Feſtungshaft noch nicht völlig überſtanden, ſondern da 


er in der letzten Zeit nur Stuben-Arreſt hatte, dieſen benutzt, um die Flucht zu er⸗ 
greifen, 

— Der Maſchinenbauarbeiter⸗Verein erklärt in einem Placat, daß, wenn es je 
wieder zu einem Bruderkampf zwiſchen Bürgerwehr und Arbeiter kommen ſollte, die 
Maſchinenbauarbeiter unbewaffnet zwiſchen beide treten und mit ihren Leibern einen 
folgen Kampf verhindern würden. Sollte aber die Reaction einen Augriff auf die 
Freiheit wagen, ſo würden ſie mit den Bürgern und Arbeitern bewaffnet in einer 
Reihe kämpfen. | 

Shleswig-H olftein. Das Schreiben des Reichskommiſſars, Herrn 
Stedtmann an die proviſ. Regierung über die Einſetzung der Interims⸗Regie⸗ 
rung lautet, wie folgt: „Hohe prov. Regierung der Herzogthümer 
Schleswig⸗Holſtein! Auf Befehl Sr. Kaiferl. Hoheit des Erzherzogs⸗ 
Reichsverweſers habe ich einer Hohen prov. Regierung der Herzogthümer Schles⸗ 
wig⸗Holſtein zu eröffnen, daß der Augenblick eingetreten ift, in welchem Hoch⸗ 
dieſelbe die im Namen Sr. Maj. des Königs⸗Herzogs ſeit beinahe 7 Monaten 
mit mannhafter Ehre ausgeübte Gewalt niederzulegen bat. Die Deutſche Reichs⸗ 
regierung hat nicht den mindeſten Grund, es zu bezweifeln, daß die Wahrung 
der nationalen, ſtaatlichen und volksthümlichen Rechte und Intereſſen der einzige 
Beweggrund geweſen iſt, welcher ſechs der achtbarſten Männer des Landes be⸗ 
wogen hat, in den ſchwierigſten Zeitumſtänden der laut ausgeſprochenen Stimme 
des Landes einen Ausdruck zu verleihen und, unter Zuſtimmung nicht blos der 
angeſehenſten Einwohner, ſondern der ganzen Bevolkerung, zur Vermeidung 
einer offenbar drohenden Anarchie, im Intereſſe der öffentlichen Ordnung die 
Leitung der Regierung zu übernehmen. Sie ſelbſt haben es mit Deutſcher Recht⸗ 
lichkeit öffentlich und feierlich ausgeſprochen, daß Sie mit den Rechten des Lan⸗ 
des zugleich die Rechte des Herzogs aufrecht erhalten und die übernommene Ge⸗ 
walt zurückgeben wollten, ſobald die Deutſche Centralgewalt Ihr Zurücktreten 
fordern werde. Die prov. Centralgewalt ſpricht im Namen von ganz Deutſch⸗ 
land, indem ſie mich beauftragt, der Hohen prov. Regierung der Herzogthümer 
Schleswig⸗Holſtein, welche durch den Vundesbeſchluß vom 12. April d. I, uns 
ter Vorbehalt der Rechte des Herzogs, anerkannt iſt — ihren und des gan⸗ 
zen Deutſchen Vaterlandes Dank auszuſprechen für die Vaterlands⸗ 
liebe und Feſtigkeit, die Weisheit und Mäßigung, mit welcher Hochdieſelbe un⸗ 
verjährbare nationale und politiſche Rechte des Schleswig-Holſteiniſchen Vol⸗ 
kes, geschichtliche Rechte Sr. Maj. des Königs⸗Herzogs, die Volksfreiheit und 
geſetzliche Ordnung, und zu m Ruhme der ganzen Nation die Deutſche 
Sache vertreten hat. Die Männer, welche die drohende Gefahr nicht ge⸗ 
ſcheut und die ſchwerſten Opfer gebracht haben, um von ihrer Heimath die größe 
ten Uebel und von Deutſchland den Verluſt eines feiner theuerſten Glieder ab— 
zuwenden, haben ſich um das ganze Vaterland verdient gemacht. Die Deutſche 
National⸗Verſammlung hat den zwiſchen der Krone Preußen in Vertretung der 
Deutſchen Centralgewalt und der Krone Dänemark am 26. Auguſt zu Malmoe 
abgeſchloſſenen Waffenſtillſtand unter gewiſſen, in der Verwirklichung be⸗ 
griffenen Modiſikati onen genehmigt, und die Regierung des Reichsver⸗ 
weſers ſich mit der Königl. Preuß, Regierung verſtändigt über die Perſonen, 

che aus den zehn im erſten Zuſatzartikel des Waffenſtillſtands⸗Vertrags ges 
u auszuwählen find, um auf die heilfamfte Weiſe die im Art. 7. deſſel⸗ 
ages in Aus ſicht geſtellte gemeinſame Regierung der Herzogthümer 
fein zu bilden. Es find: Joh. Fr. Eraſt Baron v. Heinze, 
Mer. Friedr. Wetdesholm; Adolph Bernhard Wilhelm Erdmann v. Moltke; 
ventlow zu Ile breuſſer, Oberappellations-Rath; Theod. Graf v. Re⸗ 
wird nach dem im Cas und Landvogt Voyſen in Heide. Graf Reventlow 
kommen den Vorſitz führe ebmen mit der Reichsregierung getroffenen Ueberein⸗ 
Herren das Vertrauen des 24 Ich halte mich überzeugt, dab die genannten fünf 
Namen Sr. Kaiſerl. Hoheit Ne beſitzen und verdienen, und fordere ich im 
üdzuftellend N Reichsverweſers unter Beiſchluß eines mir zus 
rückz en Schreibens des K g ärti 
J f Fonigl. Preußiſchen Miniſters der auswärtigen 
Angelegenheiten, die Herren DVlitglieder der Hohen proviſoriſchen Regierung der 
eee en Schleswig⸗Holſtein auf, die 1 1 05 Perſonen der Landesber⸗ 
ſammlung kund zu geben und mich von dieſer Kundgebung zu benachrichtigen. 


Schleswig, den 16. Oktober 1848. Stedtmann, Reichskommiſſar.“ 


Freitag den 27. Oktober. 


rein Deutſche Sache behandeln. 


Zeitung. en 


Schleswig, den 20. Okt. Die Berathung über den Antrag des Advo⸗ 
caten Friederici führte in der heutigen Sitzung der Landes -Verſamm⸗ 
lung ſchließlich zur Annahme eines Geſetzes, durch welches allen deutſchen Krle⸗ 
gern, welche in Folge ihrer Dienſte im diesjaͤhrigen Kriege gegen die Daͤnen zur 
Erwerbung ihres Unterhalts unfähig geworden find und kein Vermögen beſitzen, 
einerlei, ob fie bei den ſchleswig⸗holſteiniſchen oder bei den Hülfstruppen, ob fie 
im segulaisen Militair oder in einem Freicorps gedient haben, ſowie auch den 
Witwen und Kindern der gefallenen oder verwundeten Krieger unter gleicher Bes 
dingung ein gefeglicher Anſpruch auf Unterſtützung aus der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Staatskaſſe zuerkannt und zu dieſem Zwecke vorläufig eine Summe von 15,000 
Thlr. jährlich ausgeſetzt wird. 70 8 

— Durch Verfügung der proviforifchen Regierung vom 17. Okt. werden die 
däniſchen Schiffe in den Häfen der Herzogthümer den Schiffen nicht privi⸗ 
legirter Nationen gleichgeſtellt. — Die Schleswig-Holſteiniſche Zeitung enthält 
das am 17. Okt. von der proviſoriſchen Regierung publicirte Aufruhrgeſetz, 
welches die Bedingungen des Einſchreitens der Behörden gegen gefahrdrohende 
Volksverſammlungen unter freiem Himmel angiebt. 


Frankfurt a. M., den 20. Okt. (O.⸗P.⸗A.Z.) 100 ſte Sitzung der 
verfaſſunggebenden Reichs-Verſammlung. (Schluß.) Reitter aus 
Prag: Ich erkenne kein ſpezielles Vaterland an, wie der Vorredner, ſondern nur 
eines, nämlich Deutſchland. Zu bedauern iſt es, daß gerade diejenigen, welche ih⸗ 
rem ſpeziellen Vaterlande fo ſehr anhängen, am allerwenigſten deſſen Verhältniffe 
genau kennen. Statiſtiſche Angaben beweiſen, daß die Oeſterreichiſch⸗Slaviſche Ber 
völkerung niemals im Stande ſein wird, ein ſogenanntes Slaviſches Oeſterreich zu 
bilden. Damit aber die Stellung Oeſterreichs zu Deutſchland klar werde und die 
proviſotiſche Centralgewalt in ein Definitivum ſich umwandeln könne, fo möge die 
Verſammlung heute noch über die vorliegende Frage entſcheiden. Bereits wüͤthet 
der Bürgerkrieg in Oeſterreich; zu langes Zoͤgern kaun ihn uns noch naher brin⸗ 
gen. Um den Pauſlavismus zu ſprengen, giebt es kein anderes Mittel, als die Vers 
einigung der Magyarifchen und Walachiſchen Stämme. Man rühmt ſich in Oeſter⸗ 
reich, das Slaventhum bemeiſtert zu haben; Thatſache iſt jedoch das Gegentheil, 
wie denn auch die einzelnen Völker keinesweges beiſammen bleiben wollen, ſondern 
nach beſonderen Nationalitäten ſich abzuſondern anſtreben. Italiener und Magya⸗ 
ren wollen die Trennung von Oeſterreich. Nur durch die Perfonal-Union iſt das 

Land zu retten, unr durch fie kaun die Erhaltung der Dynaſtie bezweckt werden. 


Moge die Verſammlung dieſen Gegenſtand nicht als Parteifrage, ſondern als eine 


Die Vewegung in Wien iſt keine demokratiſche, 
ſondern eine nationale. Laſſen Sie uns dieſe Gelegenheit benutzen, unſeren Deut⸗ 
ſchen Brüdern die Hand zu reichen, vielleicht kommt keine zweite Gelegenheit mehr. 
Wiesner ſtimmt nicht für eine Perſonal-Union, weil jetzt oder in der nächften 
Zeit Deutſchland ſich eine Verfaſſung geben kaun, welche die Perſonal-Union übers 
fluͤſſig macht. Waitz: Deutſchland hat das große Unglück gehabt, daß es an allen 
ſeinen Grenzen in haltloſe Zuſtände gerathen iſt. Dies iſt mit Limburg, Luxem⸗ 
burg, Schleswig⸗Holſtein und Poſen der Fall, wozu ſich noch jetzt die Oeſterreichi⸗ 
Ihe Frage geſellt. Oeſterteich hat eine große Miſſton zu erfüllen, nämlich die Na⸗ 
tionalitäten zu konzentriren und Deutſches Weſen im Südojten zu verbreiten. Dieſe 
Beſtimmung kann es nicht erfüllen, ſo lange es als ein Slaviſches Land in Aus 
ſpruch genommen wird. Was in Oeſterreich Deutſch iſt, muß ganz Deutſch fein 
und zu Deutſchland gehören. Die Nationalitäten haben ſich erhoben, und ſie 
werden zu ihrer Selbſiſtändigkeit eine ſtaatliche Geſtaltung verlangen. Die Alterna⸗ 
tive iſ, Deutſch⸗Oeſterreich mit und in Deutſchland oder mit und in Oeſterreich. 
Auf beiden Seiten ſind Rechte vorhanden. Aber auch wir haben ein Recht, feſtzu⸗ 
halten an jenem Laude, welches ein Theil des Deutſchen Reichs war. Wenn man 
uns das Recht der pragmatiſchen Sanction entgegenwirft, jo beſitzt Deutſchland 
Rechte, welche älter ſind, als jener Hausvertrag. Eine exceptionelle Stellung der 
Oeſterreichiſch⸗Deutſchen Provinzen mag für Oeſterreich vortheilhaft fein, pie 
Deutſchland iſt fie es nimmermehr, weil in dieſem Falle leicht ein Zuſtand hervor⸗ 
gerufen werden könnte, wo Dentſchland zwichen einer zweifachen Politik in der 
Schwebe wäre. Keine Alternative, uur die eine Vorausſetzung: Deutſch⸗Oeſterteich 
bleibt bei uns, denn Deutſchland will, muß und wird ſich einigen. v. Würth: 
Wird Oeſterreich von Deutschland getrennt, fo wird Deutſchland zerriſſen und zer⸗ 
ſpalten, und eine Einigung des übrigen Deutſchlands ohne Oeſterreich iſt nimmer 
möglich. Kein Dualismus exiſtirt in Deutſchland; von jeher hat nur die Einheit 
beſtanden. Aus dieſem Grunde ſpreche ich gegen das Minoritätsgutachten, wie auch 
gegen jede Perſonalunion, weil dieſer Zuſtand an ſich ſchon das Zeugniß ablegt, 
daß zwei Staaten nichts mit einander gemein haben wollen. Auch mit einer Mo⸗ 
difikation kann das Verhältniß Oeſterreichs zu Deutſchlaud fi feit geſtalten. Dieſe 
Geſtaltung herbeizuführen, giebt es nur einen Weg, nämlich den, daß die Central; 
gewalt von der National Verſammlung beauftragt werde, mit der Oeſterreichiſchen 
Staatsregierung ſich in's Einvernehmen zu ſetzen, zum Zwecke der Herbeiführung 
der zu einem Eintritt Oeſterreichs in vie Deutſchen Bundesſtaaten erforderlichen 


Modifikationen. Gis kra entwickelt in einem längeren Vortrage die obſchwebenden 


Verhaͤltniſſe Oeſterreichs, in feiner Stellung zu Deutſchland und den außerdeutſchen 
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Länderthellen. In der heutigen Berathung tritt due ock inf he n i die 
Oeſterreichiſche Frage. Nicht gilt es mehr, die Augen zuzudrücken, ſonderu mit offe⸗ 
nem Blicke die Gefahr zu erkennen. Wie bei Poſen und Holſtein, ſo ſprechen Sie 
g auch heute Ihre Liebe für die Deutſche Sache aus. Die Einheit Deutſchlands muß 
werden, auch wenn die alten Throne ihren Glanz verlieren und die Dynaſtieen zu⸗ 
ſammenſtürzen! (Anhaltender, lebhafter Beifall.) Die Verſammlung entſcheidet 
ſich für die Vertagung der Debatte. Secrekair Biedermann verlieſt eine Erflä: 
rung des Abg. Kerſt und ſeiner Poſener Genoſſen, worin dieſelben, gegenüber det 
i ſeſtrigen Erklarung des Abg. Liebelt, ſich für verpflichtet halten, die Auſicht ihrer 
Wahle dahin auszuſprechen, daß dieſelben mit der Einverleibung des Deutſchen 
Theiles des Großherzogthums Poſen in den Deutſchen Bund vollkommen überein⸗ 
mmen. Vice⸗Präſident Rieſſer trägt mehrere Urlaubsgeſuche vor, nach deren Ge⸗ 
nehmigung die Sitzung um 3 Uhr Nachmittags geſchloſſen wird. Nächſte Sitzung 
Montag den 23. Okt. Tagesordnung: Fortſezung der Berathung über Art. II. 
8. 2— 4. des Verfaſſungs⸗Entwurfs. 37 
Aus dem Herzogthum Limburg, den 21. Okt. Mehrere Bürger 
der mittleren und wohlhabenderen Klaſſe aus der Umgegend von Broekhuyſen 
beabſichtigten, ſich vorgeſtern in Broekhuyſen zu verſammeln „ um über eine 
Eingabe an das Reichsminiſterium zu berathen, durch welche ſie ſich Auskunft 
über den Stand der mit der Niederländiſchen Regierung wegen Limburg ge⸗ 
pilogenen Unterhandlungen erbitten wollten. Bevor ſich aber noch Mitglieder 
dieſer Verſammlung in dem dazu beſtimmten Wirthshauſe eingefunden hatten, 
etſchien ein Corps von drei Brigaden berittener Gensd'armen in vollſfändiger 
Kriegsrüſtung, als gelte es einen gewaltigen Aufſtand zu unterdrücken, welches 
a theils in dem bezeichneten Wirthshauſe einquartirte, theils die anderen 
rihshäuſer durchſtreifte und die Umgebung recognoscirte. Als Zweck des Er⸗ 
ſcheinens dieſes ſchreckenerregenden Corps in einem ſtillen Dörfchen von kaum 
600 Einwohnern wurde angegeben, man wolle den duitschen bond uitwin- 
nen. Die friedliebenden Bürger, welche nicht anders als auf geſetzlichem Wege 
hre politiſche Lage zu verbeſſern ſtreben und jedem Conflikt mit der bewaffneten 
Macht ſorgfältig auszuweichen ſuchen, überließen den Gensd'armen ihr Ver⸗ 
ſammlungs⸗Lokal und blieben ihnen ferne. So verfährt die Regierung des Her⸗ 
zogthums Limburg; wo ſich nur Sompathie für das deutſche Reich kund gibt, 
iſt man gleich bei der Hand, dieſelbe durch Furcht vor den Bajonnetten zu un⸗ 
terdrücken; und das geſchieht in einem Deutſchen Lande, welches unter dem 
Schutze der Deutſchen Reichsgewalt ſteht. 
München, den 13. Okt. Der ſcheußliche Mord des greiſen Latour hat bereits 
unſerer ſchaͤndlichen Flugblattliteratur Gelegenheit zu den, iederträchtigſten 
aue Aufrufen und Mahnworten gegeben. Mit wahrhaftem Ekel und Em⸗ 
pörung mußte man ſich gestern von den fliegenden Buchläden an allen unfern Stra⸗ 
benecken wegwenden, an denen unter der Aufschrift „an Volfsperrätheru zum ab⸗ 
ſchreckenden Beiſpiel“ die Geſtalt eines Mannes au einem algen u sagt 10 
den Worten: „Die Nemefis, ſie iſt erwacht und hat we ihm geme j un 
jeden Bureaukratenzopf nimmt man auf dieſe Art beim Schopf“, um einen Weine 
verkauft wird. Unter dem Motto: „Hier ruht Latour, der erſte Grenadier wird 
die Art und Weiſe des Mordes hingeſtellt, derſelbe als ein Akt der Nothwendigkeit 
angeprieſen und dieſes Machwerk nnerhörter Perfidie mit, den Worten zeſchloſſen; 
Wir wollen ſehen, ob Latour's Tod für andere Miniſter, namentlich für die Reichs. 
Minifter in Frankfurt, ein abſchreckendes Beiſpiel war, oder ob, fie nach ähnlicher 
Ehre geizen.“ Sit das Preöfseiheit? Wohin ſoll es temen, weun folder zügel- 
loſen Frechheit, die jeder Moral, jedem ſittlichen Gefühle offen Hohn ſpricht, nicht 
energiſch geſteuert wird? (Rachſchrift.) So eben erfahren wir, daß der derzeitige 
ini er des Innern, Frhr. von Lerchenfeld (Miniſter von Thou⸗Dittmer iſt für sis 
nige Tage in Urlaub) obiges Schandblatt ſchon geſtern Abend hat RS 15 
en. re * 10 e f 
u Ein Münchener Localblatt enthält folgende Annonce: „Wer von Regensburg 
aus nach Wien unentgeltlich zu Waſſer hiureiſen will, der möge bis Dounerſtag in 
der Frühe in Regensburg eintreffen und ſich im Goſthaus zum „Hecht“ beim dor⸗ 
tigen Gaſtgeber melden. Wer Waffen hat möge dieſelben mitbringen. (Nur nb. K.) 
München, den 20. Okt. Der geſirige Abend iſt ohne Ruheſlörungen vorüber⸗ 
ge angen. Eine Deputation des Ausſchuſſes des Bürgervereins für Freiheit und 
Ordnung hatte ſich geſteru Nachmittag nach Nymphenburg zum Könige begeben, 
um dem Monarchen die Vorfälle der lebtern Tage in, ihrer ganzen Wahrheit dar⸗ 
zulegen. Die Deputation hatte eine lange Audienz. Der König hat der Deputa⸗ 
tion die Verſicherung gegeben, die genaueſte Unterſuchung des Vorgefallenen an⸗ 
ordnen und gewiß Vorſorge treffen zu wollen, daß ein ähnlicher Fall ſich nicht 
wieber ereigne, wobei er ſich gern der Hoffnung hingebe, ganz auf den treuen 
Belſtand der Bürger von München rechnen zu dürfen. Mau pernimmt, daß un⸗ 
mittelbar, nachdem die Deputation des Vereins Nymphenburg verlaſſen hatte, der 
König zu den Miniſtern ſendete, um dleſelben nach Nymphenburg zu entbieten. 
Die Stabsoffiziere der Landwehr werden dieſen Vormittag zu gleichem Zweck Audienz 
beim Könige haben. Von den vorgeſtern beim Krawall in der Hofbäckerei verwun⸗ 
deten Rrawallern iſt geſtern einer, ein Artillerieſoldat, geitorben, demnach das zweite 
U rg Tages. Die Zahl der Verwundeten iſt nicht unbedeutend, ges 
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tödtet wurde aber nur ein Individuum, eln Schuhmachergeſelle im Pſchorriſchen 
Brauhauſe. aud 1 N be 
Darm ſtadt, den 21. Okt. Nachdem der Nationalderein für deutſche 
Auswanderung und Anſiedelung 1 gropberzogl. heſſiccht Aweigvercin 
zu,‘ darmſtadt bereits am 12. Oft, über Gernsheim zu Dampfſchiß nach Köln, 
von da zur Eiſenbahn bis Bremen und von dort durch das Unterm 16. Okt. ab⸗ 
gegangene Schiff Anne Welſch neun Perſonen nach Newport erpebirt hatte, folgten 
nun geſtern auf dem alben Wege durch das von Bremen unterm 25, Okt, 00 chende 
Schiff Uhland nach Neuotſeans 50 erwachſene Petſouen, 25 Kinder unter zehn 
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Fuhren wid acht Säuglinge, 


ſäumtlich aus dem Großherzogthum Heſſen. Dieſe 
Geſellſchaft, die größtentheils aus unbemittelten Handwerkern beſteht, wurde durch 
Privatmittel hieſiger Einwohner und durch einen Beitrag von 1500 Fl. aus den 
ſtädtiſchen Armenfonds frei nach dem Ort ihrer Beſtimmung befördert, uud dort 
angelangt, empfangen fie noch eine Unterſtützung von 30 —40 Fl. für die Familie. 

Wien, den 20. Oktober. (Od.⸗Z.) Die Leopoldſtadt und Jägerzeile 
wird gegen die Truppen des Windiſchgrätz im großartigſten Maßſtabe verbars 
rikadirt und mit Kanonen verſehen. Man ſpricht auch vom Aufwerfen decken⸗ 
der Schanzen und will die Donaubrücken in Brand ſtecken, welches aber ſchon 
des dadurch erſchwerten Verkehrs wegen um fo mehr zu hindern wäre, als die 
im Befige der Inſel Lobau befindlichen, mit Pontons verſehenen Truppen durch 
Vernichtung der Donaubrücken in keinen weſentlichen Nachtheil kämen. 
Der Allg. Oderzeitung wird aus Wien vom 20. Ok ber geſchrieben: 
Schon jetzt ſind 20,000 Bürger dem Proletariat verfallen, DR been Nene r 
werden es 100,000 ſein. Laſſen wir etwas Rechnung machen: Im Jahre 15 1• 
betrug das Einkommen Oeſterreichs 160 Millionen! Damals war tiefer Friede! 
Gewerbe, Handel im befien Gange; Italien und Ungarn trugen ihre Rente 
dazu bei. — Im Budget pro 1849 iſt der außerordenttiche Mititair-Ctat mit 
80 Millionen angeſetzt. Italien, Ungarn fällt ganz aus. Die ‚Steuerfähig- 
keit nimmt jede Stunde ab, der Ausfall der indirekten Steuern, der ſchon 
1818 zu einer Anleihe von 20 Millionen nöthigte, wird 1849 noch viel mehr 
betragen, und ſo wird der Staat von ſelbſt zerfallen, den die Dynaſtie mit 
corrumpirten Armeen und ſervilen Miniſtern noch zuſammenleimen will. Dies 
iſt nicht Hypotheſe, ſondern Faktum! 

— In Bezug auf das Gerücht von dem Schuſſe, ſagt die Oeſter. Ztg.: „Das 
Gerücht eines Schuſſes auf den Kaiſer können, wollen wir nicht glauben. Dem ar⸗ 
men betrogenen Mann nach dem Leben trachten! Schändlich! Es iſt zwar bekannt, 
daß die Partei, welche jetzt alle Zuſtände verwirrt, daß die Camarilla ſchon vor Jah⸗ 
ren mit Schüſſen den Kaiſer erſchreckt hats wir können uns denken, daß jetzt eine 
ähnliche Schaudthat den Feinden des Volkes nützlich erſcheint, weil dadurch das Mis⸗ 
trauen um ſo mehr die Seele des Mannes beherrſcheu mußte, von dem wir Vertrau⸗ 
en verlangen. Was immer au jenem Gerüchte wahr fein mag, es hätte nie vorfal⸗ 
len tönnen, würde der Kalſer bei dem Volke geblieben fein, hätte er ſeine Umgebung 
von Wien entfernt, anſtatt ſich ſelbſt zu entfernen.“ 

Kronſtadt, den 7. Okt. Fürst Bibes eo hat uns heute verlaffen, um nach 
dreimonatlicher Eutfernung ſich wieder in die Moldau zurückzubegeben. Eliad und 
Tell, Mitglieder der romaniſchen proviſoriſchen Regierung, find geſtern hier durch 
nach Frankfurt gereiſt, um die Freiheit der romaniſchen Volker, die Rußlaud be⸗ 
droht, Oeſterreich mißachtet, unter den Schutz der deutſchen Nation zu ſtellen. 

Krakau. (A. O. 3.) Das alte Schloß, der ehrwürdige Wohuſitz der Ja⸗ 
gellonen a nicht mehr zu kennen, daſſelbe iſt vollſtändig in Vertheidigungszu⸗ 
Hana ebnen eus einer Armee von 20,000 Maun und 
eines tüchtigen Artillerleparkes bedürfte, um ſolches mit einigem Erfolge auyugee® 
fen. Während der äußere Wall mit 12, und 24pfündigem Geſchütz beſetzt ist, 
ſind oben auf der Plattform dieſer alten Königsburg, gerade wo Jehann Sobies⸗ 
tos Lieblingsaufenthalt geweſen war, Mörfer im Kaliber von 60 bis 90 Pfund 
aufgepflanzt. Jeder Dörfer hat ſchon feine Beſtimmung auf einen Stadttheil, 
und iſt zu dieſem Behufe mit eigenen Nummern verſehen. Der Mörfer Nr. 1 iſt 
auf das Dominikanerkloſter gerichtet, der von Nr. 2 auf den Potockpeſchen Palaſt, 
Nr. 3 nach den Stradom und ſo weiter. Von einer Beſetzung Krakaus durch die 
Ruſſen iſt och keine Rede, das ruſſiſche Militär zog ſich meiftencheis gegen den 
Bruth hab, die nächſte Beſezung von Krakau im zuffiichen Gebiete, bildet, nebſt 
dem Grenzeordon durch die Koſaken, ein Bataillon des 11. Jägerregiments, wel⸗ 
ches an zwei Meilen weit zerſtreut liegt. Ueber der Grenze herrſcht Todtenſtille 
und unſerm Handel ſtehen noch immer die alten unüberſtelglichen Schwierigfeiten 
gegenüber. — Im Wadowicer Kreiſe au der ungariſchen Grenze, dem Arvger 
Comitate zu, wurden au 9900 Mann zuſammengezogen, dieſelben ſollten nach 
Ungarn einrücken, haben aber jo eben Gegenbefehl erhalten und warten auf die 
weitere Weiſung. Die errichteten Reſervebattaillous in Galizien beſtuden ſich in 
dem ſchlechteſten Zuſtande, ohne Waͤſche, nur mit Kitteln bekleidet, in zerriſſenen 
Schuhen und mit faſt unbrauchbaren Waffen verſehen. In der Monturskommiſſion 
in Jaroslau, wo fo viele Moutursſtücke vorraͤthig fein ſollten, fand man höchſt 
miſerable Vorräthe, und doch vernahm man früher, es ware alles vollkommen 
ausgerüſtet. 1 f Ist, 


Ausland. 


Frankreich. f - 
aft alle Journale behaupten, die Abhimrtfing 
über die Verfaffung werde nächſle Woche erfolgen und die Wahl des Präftden⸗ 
ten der Republik auf den 25. November feſt n ; 125 wie geſtern im Mi⸗ 
niſterrathe beſchloſſen worden fei; das desfallſige Deeret Tolle ſchen im Anfange 
der nächſten Woche zur Vorlage kommen. ich iſt die Rede davon, daß die 
Verſammlung ſich nach Neviſton der VBerfaſfung, weiche etwa um die Mitte 
Nopembers beendigt fein kann, auf mehrere Wochen vertagen und ihre Gewalt 
inzwiſchen einer Commiſſton von 60 Mitgliedern übertragen werde. — Der neue 
Polizeipräfekt, Herr Gervais, beabſichugt wichtige Veränderungen in ſeinem 
Beamten⸗Perſonal, fo wie eine ſtrengere Handhabung der polizeilichen Bor 
ſchriften. Gegen Diebe, Bettler 2 ſoll mit mehr Strenge als ſeither eingeſchrit⸗ 
ten werden. — In den Salons des Miniſter⸗Präſtdenten hatten ſich gefterm 

mit Ausnahme des Berges, faſt alle Mitglieder der National⸗Vekſamm 
eingefunden, und darunter auch jene, die bisher noch nie bei Cavaignac erſ A 
nen waren; die Veränderung des Ministeriums wurde dort allgemein und "AU 
gebilligt. — Aus Vordeallx wird gemeldtt, daß viel Somtmuniften da Ns 
getroffen ſind, um ſich nach Icarien einzuſchiffen. Die daſigen Sn "iften 
gaben ihnen ein Banket. Miu een 
In der heutigen Sitzung der National⸗Verſammlung verlangte Hr. Bou⸗ 


Paris den 19, Oktober. 
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vet das Wort, um das neue Kabinet bezüglich der auswärtigen Angelegenhei⸗ 


te d zwar vorzüglich über Italien zu befragen, deſſen Befreiung die provi⸗ 
foritge eier oh hraden babe. Hr. Baſtide erklärte, in der auswärtigen 
Politik des Landes habe ſich nichts geändert, ſonſt würde er nicht mehr Mini⸗ 
ſter ſein. Hr. Baune äußerte, daß ihn die Erklärung des Miniſters nicht 
befriedige; er frage ihn daher, welches die gegenwärtige Lage von Venedig und 
der Lombardet ſei und ob die von Frankreich bezüglich dieſer Provinzen gegebe⸗ 
nen Versprechen gehalten worden ſeien. Der Minifter möge einen Tag feſt⸗ 
ſezen / ume daun die begehrten Erläuterungen zu geben. Here Baſtide erwies 
derte, daß er der Verſammlung zu Befehl ſtehe; ſie habe zu entſcheiden, ob die 
verlangten Erläuterungen angemeſſen fein würden. Beharre fie darauf und 
glaube fie, einen Tag für die Erläuterungen anberaumen zu müſſen, ſo könne 
er dies nur dahin auslegen, daß er ihr Verttauen nicht mehr beſitze. Der 
Antrag des Herrn Baune wurde durch die vorläufige Frage mit ungeheurer 
Majorität beſeitigt. — Nachdem Herr Pascal Duprat über das auf die in- 
nere Verwaltung bezügliche Kapitel der Verfaſſung geſprochen und die Fehler 
des jetzigen Verwaltungs⸗Syſtems aufgezählt hatte, machte Herr Corbon, wel⸗ 
cher den Präſidentenſtuhl inne hatte, das Ergebniß des Scrutiniums für die 
Wahl eines Präſtdenten der Verſammlung bekannt; dieſelbe war zum vierten Male 
mit ungeheurer Majorität auf Marraſt gefallen, der ſofort Herrn Corbon erſetzte. 
Herr Aplies kündigte als Verichterſtatter der zur Vernehmung von Mitthei⸗ 
zungen der Regierung niedergeſetzten Commiſſten an, die Regierung begehre 
unter ihrer eigenen und perſönlichen Verantwortlichkeit, daß der Belagerungs⸗ 
zuſtand aufgehoben werde, und die Commiſſton ſtelle den Antrag auf Ge⸗ 
nehmigung des Begehrens der Regierung. Sie ſchlage daher, weil ſie gleich 
der letzteren die Anſicht hege, daß die gegenwärtige Geſetzgebung für alle Be⸗ 
dürfniſſe der Lage genügen könne, der Verſammlung die Genehmigung des nach⸗ 
ſtehenden Decretes vor: „Das Decret vom 21. Juni, welches die Stadt Paris 
in Belagerungszuſtand verſetzt, iſt und bleibt aufgehoben.“ Von allen Seiten 
wurde ſofortige Abſtimmung begehrt; dieſelbe erfolge und der beantragte De⸗ 
cretentwurf für Aufhebung des Belagerungszuſtandes wurde eine 
müthig angenommen. — Die Berathung des Verfaſſungsentwurfs wurde 
nun fortgeſetzt und nach Annahme des Art. 73. das von Vechard zu Art. 74. 
beantragte Amendement verworfen, worauf die Verſammlung für Zurückwei⸗ 
ſung der Artikel 74. bis 77. an die Commiſſion entſchied. Das Kapitel IX., 
welches von der aus Nationalgarde und Armee befiehenden öffentlichen Macht 
handelt, kam hierauf zur Berathung. Art. 106., welcher den Zweck der öffent⸗ 
en Macht feſtſtellt, wurde angenommen. Ueber Art. 107., nach welchem 
jeder Franzoſe, vorbehaltlich der geſetzlich beſtimmten Ausnahmen, zum Dienſte 
im Heere und in der Nationalgarde verpflichtet iſt, entſpann ſich eine Crörte⸗ 
zung, 55 Fortſetzung jedoch auf Antrag des Kriegsminiſters bis morgen ver⸗ 
agt wurde. 

8 — Aus dem Elſaß berichtet der „Berner Verfaſſungsfreund“ Folgendes: 
„Nachdem mehrere Schweizerblätter den Aufenthalt des berüchtigten Siegwart⸗ 
Müller in Ribeauville (Rappoltsweiler) angezeigt hatten, verſaͤumte die Prä⸗ 
fectur des Oberrheins nicht, über dieſes verdächtige Individuum ſogleich nähere 
Erkundigungen einzuziehen. Man entdeckte hiebei, daß zahlreiche Boten aus 
allen Weltgegenden in Ribeauville anlangten und abgingen, darunter auch an 
die Armee Radetzky's in Italien, und daß überhaupt dieſer Ort zu einem zwei- 
44.7 lenz der Schweizeriſchen vie 5 1 J 

0 war. Mehrere Chefs der Jeſuiten hatten ſich bereits dafelbfi eingefun⸗ 
den. Der Präfect, Bürger Fawtier, legte dieſen Leuten aber bald das Hand⸗ 
werk. Siegwart, der ebenfalls in Colmar feine geheimen Freunde befigt, bes 
gab ſich eiligſt in das Bad Sulzmatt, wo er ſich geborgen glaubte. Doch auch 
von da ſcheint ihn die Franzöſiſche Gendarmerie verſcheucht zu haben. Indeſſen 
vermuthet man ihn immer noch im Elſaß. In Straßburg und in Iſenheim 
haben die Jeſuiten Häuſer. In Ribeauville logirte Siegwart bei einem ge⸗ 
wiſſen Schneider, einem reichen und dumpfgläubigen Afftliirten des Ordens. 
Ein Durchreiſender machte ſich den Spaß, daſelbſt eine Viſitenkarte des Dr. R. 
Steiger aus Luzern abzugeben, welche die Familie Schneiders im heiligen Eifer 
ſogleich nach Sulzmatt ſandte. Die Schweizer Regierungen mögen etwas vor⸗ 
ſichtig fein; das Oberelſaß iſt eine Pofition, welche die intriguirenden Sonder⸗ 
bündler nicht fo bald aufgeben werden. Sie werden von der ſogenannten ho⸗ 
netten Republik (den geheimen Franzöfiſchen Monarchiſten) thätig unterſtützt.“ 

Schweden und Norwegen. 

Sockholm, den 28. Sopt. Der Stand der Geiſtlichkeit auf dem Schwediſchen 
Reichstage hat unſerm neuen Strafgeſetzentwurfe unter andern auch folgenden Zu⸗ 
fa beigefügt: „. 3. Wer von der orthodoxen, evangeliſchen Lehre abfällt, oder 
zum Abfalle davon verleitet, oder Irrlehren verbreitet, wird zu lebenswieriger Ver⸗ 
baunung und zum Verluſte aller bürgerlichen Rechte verurtheilt.“ Während Groß⸗ 
britannien die letzten der Blutgeſetze Heiurichs VIII. und Jakobs J. gegen die Ka⸗ 
tholiten aufhebt, will der Schwediſche Klerus durch das bürgerliche Geſetzbuch dem 
Volke von Neuem die Jutoleranz einimpfen. 


Niederlande. 
Haag, den 18. Oktober. Von allen Städten des Landes waren zu der 
Eröffnung der Generalſtaaten am 16. zahlreiche Menſchenmaſſen herbeigeſtrömt, 


welche denn auch den König mit unbeſchreiblichem Jubel begrüßten. Se. Maj. 
formt auf allen Geſichtern leſen, wie dankbar ihm das Volk war für die Re⸗ 


be De welche es ſich wohl bewußt war, der Veharrlichkeit, dem guten Willen, 


Anfang d uſicht des Königs am Meiſten ſchuldig zu fein. Se. Maj. hatte im 
Stande gekenhrenrede gezeigt, wie der Fortſchritt in Niederland friedlich zu 
bildeten warme zu inmitten der verhängnißvollen Lage Europa's. Den Schluß 
Niederländer in demſche für die Zukunſt des Vaterlandes und dafür, daß die 
worden, ſo großen Gehe beharken möchten, durch welchen es ihnen vergönnt 
ſammlung zur M entgangen zu fein. 
8 , Serginberung der preufiifchen Staats: 
VierundachtzieVerfaſſung. 
Präſident Grabow aba Sitzung, vom 24. Okteden 
über die vorige Sitzung wird verlesen Si ung um 93 Uhr. Das Protokoll 


werde, der Abg. Riebe habe fein Va emme verlangt, daß darin bemerkt 
Schriftführer Geß ler hält es für nicht erm auf Zureden Anderer geändert. 


daß im Protokoll nur das Reſultat der Yon id. Er Cteszkow sei wil, 


mung vermerkt werde, welche Er⸗ 


oder vielmehr Sonderbündleriſchen Reaktion es ft 
zirt worden. 


innerung der Präſident für unbegründet erklärt, und ein enen mn 1 
Riebe verlieſt, worin derſelbe erklärt: nachdem er beim Namensaufruf ı 
geſtimmt, ſeien von mehreren Collegen ihm harte Vorwürfe gemacht worde 
weil das Phillipsſche Amendement eine Hinterthür habe, und nur dazu dienen 
werde, die Deutſchen in Poſen unglücklich zu machen, indem es Mord und Blut⸗ 
vergießen herbeiführe; nun ſei er zur Ueberzeugung gekommen, daß ſein erſtes 
Votum aus ſeiner wahren Geſinnung hervorgegangen ſei, und müſſe alſo da⸗ 
bei ſtehen bleiben. Temme zieht hierauf ſein Monitum zurück, der Ciesz⸗ 
kowskiſche Aenderungsvorſchlag wird von der Verſammlung verworfen, und 
das Protokoll ſodann ohne fernere Erinnerung angenommen. NA. 

In Cöln iſt ſtatt des Abg. Camphauſen der Regierungs⸗Präſident v. 
Witgenſtein gewählt worden. Er hat die Wahl angenommen, kann aber 
erſt in 14 Tagen hier eintreffen. Der Urlaub bis dahin wird ſtillſchweigend be⸗ 
willigt. — Der Präſident theilt ferner mit, daß der Miniſter⸗Präſident ihm das 
geſtern erwähnte Schreiben vorgelegt habe, worin der Landrath des Virnbau⸗ 
mer Kreiſes Anzeige von der auf den Minifter-Präfidenten gefallenen Wahl 
macht. — Seitens der Abg. Thüm, Gehlert, Seeger, Scholz (Meſeritz), 
Heyne, Schmidt (Czarnikau), Schede u, Bauer (Krotoszyn), v. Küpfer, 
Schütze und v. Reichmeiſter iſt ein diſſentirendes Votum eingegangen, wo⸗ 
rin dieſelben gegen die geſtrige Annahme des Phillips ſchen Amendements pro⸗ 
teſtiren, weil Niemandem Privilegien wider ſeinen Willen aufgedrungen werden 
dürften, weil die Polen bereits alle Rechte der Preußen beſäßen, weil den Poſe⸗ 
ner Deutſchen durch Aufnahme Poſens in den Deutſchen Bund die Grundrechte 
der Deutſchen bereits geſichert wären, weil die Aufrechthaltung der Polniſchen 
Nationalität durch die Erklärung der Frankfurter Veiſammlung über die gleiche 
Berechtigung fremder Nationalitäten in Deutſchland hinreichend verbürgt wäre 
und weil das Großherzogthum Poſen durch Abtrennung der vorherrſchend Deutz 
ſchen Landestheile aufgehört habe, ein Ganzes zu bilden. 

Einem dringenden Antrage der Abg. Waldeck und Eſter iſt von 
der Prioritäts⸗Commiſſton der Vorrang vor der Tagesordnung eingeräumt. 
Der Antrag lautet: „Die hohe Verſammlung wolle Folgendes beſchließen: 
1) Kein Erlaß kann als Geſetz gelten und als ſolches durch die Geſetzſammlung 
bekannt gemacht werden, welcher nicht von der conſtituirenden Verſammlung in 
Berlin beſchloſſen, angenommen, oder genehmigt worden iſt. 2) Diejenigen 
Erlaſſe der Frankfurter Central-Gewalt oder verfaſſunggebenden Verſammlung, 
welche innere Angelegenheiten der einzelnen Länder, namentlich Polizeiweſen 
und Strafgeſetzgedung zum Gegenſtande haben, können für Preußen erſt 7 
die Genehmigung der Preußiſchen Volksvertreter geſetzliche Geltung erlangen. 

Waldeck: Die Begründung der Dringlichkeit dieſes Antrages läßt ſich 
nicht von der Sache ſelbſt trennen. Es liegt im Begriffe eines conſtitutionellen 
Staats, daß der Verſammlung der Volksvertreter wenigſtens ein Antheil an der 
Geſetzgebung zufiehen muß. Ob dem Könige dabei überhaupt ein Veto, ob ein 
ſuspenſives oder ein abſolutes zuſtehen ſolle, das iſt eine Frage, die bei Bera⸗ 
thung der Verſaſſung entſchieden werden wird, daß aber die Volksvertreter bei 
der Geſetzgebung mitzuwirken haben, das ſteht ſchon jetzt feſt. Die Gerichtshöfe 
gingen früher auf die Einwendungen nicht ein, welche gegen die Entſtehungs⸗ 
weiſe eines Geſetzes gemacht wurden, jetzt wird das anders fein, und es iſt alſo 
von der äußerſten Wichtigkeit, daß die diesfälligen Grundſätze feſtgeſtellt werden. 
Auch find jetzt ſchon Motive genug zu dem vorliegenden Antrag vorhanden, denn 
find bisher bereits viele Geſetze ohne Genehmigung der Verſammlung publi⸗ 
Zu dem zweiten Theile des Antrages aber liegt eine dringende 
Veranlaſſung in den neuerlich erſchienenen Frankfurter Geſetzen, namentlich in 
dem letzten derſelben, welches bereits von der Regierung als bindend publizirt 
worden. Ob wir den Frankfurter Erlaſſen unſere Genehmigung zu ertheilen 
haben oder nicht, das haͤngt von der Competenz ab, welche wir der Frankfur⸗ 
ter Verſammlung zugeſtehen, durch den Antrag ſoll kein Conflikt mit dieſer 
erhoben werden, obwohl es ſpäter zu einem ſolchen kommen könnte. 
Denken Sie ſich zum Beiſpiel, daß die Frankfurter Verſammlung 
zur Unterdrückung der Volksfreiheſten die Hand böte, daß ‚fie Reichs⸗ 
truppen zu Hülfe gegen Wien ſendele, dann wäre ein ſolcher Conflikt 
vorhanden. (Bravo Unks, Ziſchen rechts.) Wir haben uns früher ſelbſt dafür 
ausgeſprochen, daß wir für den Krieg, die auswärtigen Angelegenheiten und 
die Handelsbeziehungen eine wirklich kräſtige Centralgewalt wünſchen, nicht aber 
Founen wir derſelben eine oberrichterliche Gewalt zugeſtehen. Die Frankfurter 
Verſammlung war ein Produkt des Vorparlaments, der gezwungen anerkannten 
Revolution. Hätte unfere Reglerung damals wirklich an die Spitze der Bewe⸗ 
gung ſich geſtellt, dann hätte eine wahre Einheit Deutſchlands bewirkt werden 
können, nicht aber ſo, wie es jetzt geſchieht. Aus den Veſtimmungen des Geſcetzes 
vom 28. Juni kann eine ſolche oberrichterliche Gewalt auch nicht gefolgert werden. 
Das letzte von Frankfurt ausgegangene Geſetz erſcheint zwar ganz unperſäng⸗ 
lich, allein es hebt in einem Theile Deutſchlands das freie Verſammlungsrecht 
auf, es ſetzt eine bis auf 2 Jahre ſteigende Freiheitsſirafe auf öffentliche Belei⸗ 
digungen von Abgeordneten der Frankfurter Verſammlung, und zählt zu dieſen 
Beleidigungen namentlich auch die durch die Preſſe verübten. Ich hoffe zwar, 
dah dieſes Geſet bei uns keine Anwendung finden wird, doch ift es nothwen⸗ 
dig, einen ſeſten Standpunkt zu gewinnen, um fo mehr, als eine genauere 
Erwägung des Geiſtes jenes Geſetzes zeigt, daß daſſelbe nur der Vorläufer ans 
derer ſein ſoll, und daß die erſte Emeute benutzt werden wird, um mit Geſetzen 
gegen Rechte einzuſchreiten, für die wir mit Blut, Leben und Worte einſtehen, 
daß eine Wiederholung der Karlsbader Veſchlüſſe droht. Die Centralgewalt 
führt Krieg, aber Krieg mit dem Volke, ohne Rückſicht auf die Jahreszeit, auf 
die Koſten häuft fie Maſſen von Soldaten an, allenthalben giebt es Belage⸗ 
rungszuſtände. Alle dieſe Umſtände machen meinen Antrag ſehr dringlich und 
wichtig. (Bravo links, Ziſchen rechts,) g 

Fleiſcher ſpricht gegen, v. Berg für, Duncker gegen, Temme 
für die Dringlichkeit. Reichen ſperger erklärt den Antrag für die verwegenſte 
Reaction, derſelbe führe um ein Menſchenalter zurück. Hätte ein Miniſterium 
dergleichen beantragt, man hätte es mit Recht des Hochverraths gegen die deut⸗ 
ſche Nation angeklagt. Bereits früher iſt der Wunſch nach einem gemeinſamen 
deutſchen Recht ausgeſprochen worden, allein ein ſolches iſt nicht möglich, wenn 
man vorher mit 38 Regierungen und Verſammlungen ſich einigen ſoll. So 
können nur mikroskopiſche Deutſchländer, vielleicht ein Bedlam, vielleicht ein 
Babylomiſcher Thurmbau entfichen. (Beifall rechts.) Soll ein großer Bau 
aufgeführt werden, fo müſſen vorher die Hinderniſſe beſeiligt, ſo muß der Bo⸗ 
den geebnet, der Plaz gegen Eindringlinge eingehegt werden, und d er ſchreibt 


* 
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Man gebt hierauf über zum Bericht der Commiffton zur Unterſuchung 
der 188 5 der Weber und Spinner über den Antrag des Abg., D'Eſter, be⸗ 
treffend die Unterſtützung der Weber und Spinner in der Graf⸗ 
ſchaft Ravensberg. 

Berichterſtatter Gellern verlieſt den Bericht. Die Commiſſion beantragt 
danach: Cine hohe Nationalverſammlung wolle beſchließen, das Staats-Mi⸗ 
niſterium unter Ueberreichung der vorerwähnten Petitionen und der Petition des 
Abgeordneten des Kreiſes Wiedenbrück dringend zu erſuchen, unter Berückſich⸗ 
tigung der in den gedachten Petitionen enthaltenen Anträge und des betreffen⸗ 
den Antrags der Abgeordneten der Kreiſe Herford, Bielefeld, Halle, Minden 
und Lübbecke diejenigen Geldmittel zu überweiſen, welche erforderlich ſind, um 
den ärmern Spinnern und Webern der Kreiſe Herford, Bielefeld, Halle, Min— 
den, Lübbecke und Wiedenbrück lohnende, ihre Subſiſtenz ſichernde Arbeit zu 
verſchaffen. 
Becerichterſtatter Gellern: Dieſer Induſtriezweig habe am meiſten gelitten. 
Die Bevölkerung der genannten Kreiſe ſchmachte im Elend gleich den ſchleſiſchen 
Webern. Der Commiſſtons⸗Antrag ſei anzunehmen. — Milde: Ich wünſche 
die direkte Abhülfe der Staatskaſſe nur bei außerordentlichen Unglücksfällen, 
ſonſt erwarte ich vielmehr Abhülfe von der Hebung des Aſſociationsgeiſtes, wie 
ich auch hier zum Kommiſſions-Antrage das Amendement geſtellt habe, die ge— 
werbliche Aufhülfe jener Kreiſe, namentlich durch Unterſtützung des Aſſociations⸗ 
geiſtes nach Kräften zu fördern. 


v. Cieſzkowski empſtehlt das Mildeſche Amendement. Die ſociale Frage 
ſei wichtiger als alle politiſchen. Nach mehreren Bemerkungen zur Feat a 
wird zuerſt der Kommiſſtonsantrag, dann das Milde'ſche Amendement als Zu⸗ 
ſatz zu demſelben zur Abſtimmung gebracht. Beide werden einſtimmig ange⸗ 
nommen, ſo daß die zu bewilligenden Geldmittel zugleich angewendet werden 
ſollen, Arbeit zu ſchaffen und den Aſſociationsgeiſt zu fördern. 


Man geht nun über zur Berathung von F. I. No. 9. des Geſetzes über un⸗ 
entgeltliche Aufhebung verſchiedener Laſten und Abgaben. Dieſelbe lautet: „die 
unter den Benennungen Schutzgeld „Schutzzins, Jurisdiktionszins, Muske⸗ 
tiergelder oder unter andern Benennungen vorkommenden Beiträge der Ange⸗ 
feffenen zu den Laſten der Polizeiverwaltung und Gerichtsbarkeit; iſt jedoch die 
eine oder die andre diefer Abgaben bei der erſten Verleihung eines vorher nicht 
mit bäuerlichen Wirthen beſetzt geweſenen Grundſtücks ausdrücklich als Grundab⸗ 
gabe oder Gegenleiſtung für die Verleihung übernommen, oder vertritt ſie die 
Stelle der Grundſteuer, fo bleibt die unentgeltliche Aufhebung, ausgeſchloſſen.“ 
Außer mehreren Amendements, welche wieder einzelne Benennungen in No. 9. 
unerwähnt gebliebener Abgaben hinzufügen, iſt von dem Abgeordneten Thüm⸗ 
mel folgende Aenderung des erſten Paſſus vorgeſchlagen: die unter verſchte⸗ 
denen Benennungen vorkommenden Beiträge der Angeſeſſenen zu den La⸗ 
fin der Polizeiverwaltung und Gerichtsbarkeit. Der Antragſteller erklärt ſich 
für Weglaſſung aller einzelnen, beiſpielsweiſe aufgezählten Fälle in dieſer und 
allen folgenden Nummern. Nur ſo komme man über die unabſehbar anſchwel⸗ 
lende Fluth von Amendements hinüber, denn jeder Abgeordnete wolle zur größes 
ren Sicherheit alle Abgaben namentlich aufgeführt ſehen, von denen jene CTom⸗ 
mittenten irgendwo noch heimgeſucht würden. Es entſtehe ſo ein Namensver⸗ 
zeichniß, welches kein Menſch überblicken könne, und welches doch zuletzt noch 
keineswegs vollfländig fein werde. So werde das Eremplifieiren nur gefähr⸗ 
lich und es würden über etwa vergeſſene Abgaben um ſo mehr Proceſſe entſte⸗ 
hen. Das Geſetz werde übrigens fo weitläufig, ungenießbar und unpraktiſch 


werden, wenn man dieſem Zuge der Amendements nachgebe, daß die Verſamm⸗ 
lung dadurch nur ihre Unfähigkeit zur Geſetzgebung erweiſen werde. Kü b⸗ 
nemann ſpricht gegen das Amendement Thümmel's, Moritz, Ulrich and 
Pilet erklären ſich mit Thümmel gegen alles Detail. Hierauf wird No, 9. 
in der Faſſung des Abg. Thümmel angenommen, wodurch die übrigen Amen⸗ 
dements beſeitigt ſind. Schluß der Sitzung 21 Uhr. Nächſte Sitzung morgen 
früh 9 Uhr. 


Oruck u. Verlag von W. Decker & Comp. Verantwortl. Redacteur: C. Henſel. 
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Aufgebot. 

Auf dem im Samterſchen Kreiſe, des Großher- 
zogthums Poſen belegenen adeligen Rittergute Do—⸗ 
brojewo, ſteht Rubr. III. No. 2. eine Proteſtation 
für die Erben der Catharina v. Dobrzycka, 
geb. v. Kolaczkowska, wegen einer am 31. De⸗ 
zember 1796 angemeldeten, vom Gutseigenthümer 
nicht anerkannten Real⸗Forderung von 1100 Thlr. 
oder 6600 Gulden poln. nebſt Zinſen ad alterum 
tantum ex decreto vom 30. Oktober 1800 einge⸗ 
tragen. Die gegenwärtigen Eigenthümer des Gu⸗ 
tes, die Erben der Angela v. Kwilecka, behaup⸗ 
ten die Tilgung dieſer Poſt und haben deren Aufge⸗ 
bot Behufs der Löſchung beantragt. Es werden daher 
alle diejenigen, welche als Eigenthümer, Erben, 
Ceſſionarien, Pfandinhaber, oder aus einem an⸗ 
deren Rechtsgrunde Anſprüche an die bezeichnete Poſt 
zu haben vermeinen, aufgefordert, ſolche ſpäteſtens 
in dem auf den RT 
Iten Januar 1849 Vormittags um 


10 uhr 

vor dem Oberlandes⸗Gerichts⸗Referendarius Rap⸗ 
pold in unſerm Inſtruktionszimmer angeſetzten 
Termine anzumelden, widrigenfalls ſie mit den⸗ 
ſelben werden präkludirt werden. e 
ofen, am 4. Auguſt 1848. 
Königl. Oberlandes- Gericht; Abtheilung 
für die Proze⸗Sachen. 


Aufruf. 0 

Im Hypothekenbuche des im Schildberger Kreiſe 
des Großherzogthums Poſen belegenen adeligen Gu⸗ 
tes Trzcinica ſſeht Rubr. III. Nr. 35 ein unver⸗ 
zinsliches Kapital von 3900 Rthlr. mit dem Vorbe⸗ 
halte, daß die Baronin Wilhelmine von Kno⸗ 
belsdorf das Recht hat, damit ihre Forderungen 
zu compenſtren, für den Franz v. Pfarski auf 
Grund rechtskräftiger Entſcheidung ex decreto vom 
27. Juli 1831 eingetragen. Franz von Piarsti 
iſt rechtskräftig verurtheilt, dieſe Poſt zur Löſchung 
zu bringen. Das über dieſelbe am 30, Auguſt 1831 
ausgefertigte Hypotheken-Dokument iſt indeß verlo⸗ 
ren gegangen und es haben deshalb die Erben der 
Wilhelmine v. Knobelsdorf als Eigenthümer 


von Trzcinica das Aufgebot deſſelben beantragt. 
Zu dieſem Zwecke werden alle diejenigen, welche an 
das darüber ausgefertigte 


die bezeichnete Poſt und d 
Inſtrument als Eigenthümer, Erben, Eeſſtonarien, 


Pfandinhaber, oder aus einem andern Rechtsgrunde 


. ede, 


Anſprüche zu haben vermeinen, aufgefordert, dieſel— 
ben ſpäteſtens in dem am 3. Januar 1849 Vormit⸗ 
tags um 10 Uhr vor dem Oberlandes-Gerichts⸗Re⸗ 
FR rale in unſerem apnfiruftionge 

uſtehenden Termine a „ widri⸗ 
genfalls fie mit denſelben LEBENDEN ſollen 


und die Löſchung der Hypotheken⸗Poſt veranlaßt 
werden wird. 

Poſen, den 27. Juli 1848, 
Königl. Oberlandes⸗Gericht; 
Abtheilung für die Prozeß⸗Sachen. 


Ueber den Nachlaß des zu Poſen am 25. Juli 
1847 verſtorbenen Felix von Brzeßanski iſt heute 
der erbſchaftliche Liguidationsprozeß eröffnet worden. 
Der Termin zur Anmeldung aller Anſprüche ſleht am 

10ten Januar 1849 Vormittags um 

a 

vor dem Herrn Oberlandesgexichts⸗Aſſeſſor Berndt 
im Partheienzimmer des hieſigen Gerichts an. Wer 
ſich in dieſem Tetmine nicht meldet, wird aller ſei⸗ 
ner etwanigen Vorrechte verluſtig erklärt, und mit 
ſeinen Forderungen nur an dasjenige, was nach 
Befriedigung der ſich meldenden Gläubiger von det 
Maſſe noch übrig bleiben ſollte, verwieſen werden. 
Der Faktor Hirſſch Brummer wird hierzu öffent⸗ 
lich vorgeladen. f 

Poſen, den 3. Auguſt 1818. 
Königl. Preuß. Land⸗ und Stadtgericht. 
Erſte Abtheilung. 


Diejenige General- und Special⸗Vollmacht, wel⸗ 
che ich meinem Vater Juſtin v. Zaborowski vor 
dem Notar Deſchner zu Reinerz am 30ſten Juli 
1847 ertheilt habe, habe ich zurückgenommen, wes⸗ 
halb weitere Verhandlungen auf Grund dieſer Volle 
macht nicht ſtattfinden dürfen. 

Johann v. Zaborowski, 
Nittergutsbefiger auf Ikowiec (Kreis Schrimm.) 


— — 


— — 


Sollte einer der Herren Kommerzienräthe 
des Preußiſchen Staats oder gar der Provinz 


Poſen, geneigt ſeyn mich wieder ſiskaliſch zu 
denuneiren, fo diene denſelben zur Nachricht: 
daß obgleich ich Handwerker, welcher Stand 
von jedem vernünftig denkenden Manne nur für 
ehrenhaft gehalten wird, auch Beſitzer einer 
Schreibmalerialien⸗, Galanterie- und Spielwaaren⸗ 
Handlung bin, 


in der ich beſonders mein wohl aſſortirtes Lager 


von Poſt⸗, Kanzlei⸗ und Konzeptpapieren, mit 

Ausnahme werthvoll Beſchriebener, 
empfehle. Ludwig Johann Meyer, 

N Neueſtraße neben der Griechiſchen Kirche. 


Verſammlung des Vereins für König und Vaters 
land Sonnabend den 28ſten Oktober Nachmittags 
6 Uhr im Ode um. 

Tagesordnung: I) Feſtſtellung der Statuten; 2) 
Beſprechung über den Beſchluß der Nat.⸗Verſamm⸗ 


lung, betr. die Verhältniſſe der Provinz 23 
über die Ausführung des Vürgerwehr⸗ Gee 1 


ſiger Provinz. 
Marin. Sardellenheringe 
empfing und offerirt zu billigen Preiſen 
die Heringshandlung von 


Benjamin Scherk, 


Jeſuitenſtraße No. 2. 


Berliner Börse. 
Den 25. October 1848. [inst Brief, Gel. 


Staats-Schuldsch eine 31742737 
Seehandlungs-Prämien-Scheine . . | — 921 
Kur- u. Neumärkische Schuldversch. 121 — . — 
Berliner Stadt- Obligationen 31 — 2 
NE eussische Pfandbriekle . . 34 | 814 | 81 
Grossh. Posener rn 4 954 94 
— » 1 7 77 
Ostpreussische RA 31 2 867 
Pommersche rn 34 90 891 
Kur- u. Neum är. 31 891 881 
Schlesische 2 3 — — 
“ v. Staat garant. L. B. 34 — — 
Preuss. Bank-Antheil-Scheine — 86185 
Tricia e — 1377135 
Andere Goldmünzen à 5 Rthlr. ... | — 13 125 
Diseonto ua % b — 3 4 
Eisenbahn - Actien, 
voll eingezablte: 
Berlin-Anhalter A. . 4 84 * 
” Priorität. 1 
Berlin-Hambur ger.. 1 
* Priorität: 40 — 2 
f Berli. Daten Mandeleih) En 4 53 771 
ee e 
Berlin- Stettiner ene 4 87 861 
Gein-Mingener t „„ „ 3 IH 
1 Prioritäts. 44 ( — 884 
Magdeburg-Halberstädter . . 4 — 1027 
Niederschles.-Märkisch e. 31 — 68 
2 Prioritäts- ... | 4 | — 82 
N * * 5 693 
4.84855 „ II. Serie 5 — 51 
Ober-Schlesisehe Litt, 4. 31 — 18 
Rheinische u. ae, a || 
» ,Stamm-Prioritäts- .. . ... 4: 1:67 | — 
” Friends 4 — 7 
» » v. Staat garantirt rr. 
Thüringer „_... . .cn antane ve e. er; ol 
Stargar eee eee 471,7 1.665 


(Mit | zwei B eilagen.) ? 


“# Dofen, den 26. Oktober. Wir leſen fo eben an den Straßen⸗Ecken 
olgenden Proteſt: N 
10 Der 3050 15 der Berliner National⸗Verſammlung vom 23. d. Monats 
droht den heiligen Rechteu der Poſener Deutſchen Bevölkerung die größte Ge⸗ 
fahr. — Indem wir au der unerſchütterlichen Ueberzeugung feſthalten, daß die 
durch Beschluß der Frankfurter National-Verſammlung vom 27. Juli c. ge⸗ 
ſchehene Einverleibung des Deutſchen Theils der Provinz durch keine Feſt⸗ 
ſetzung irgend eines andern geſetzgebenden Körpers beſchränkt oder aufgehoben 
werden kann, legt das unterzeichnete Comité gegen jenen Beſchluß der Ber⸗ 
Uner National- Verſammlung hiermit aufs Feierlichſte Verwahrung ein. — 
Dehufs weiterer Beſprechung über die nothwendigen Schritte fordern wir un⸗ 
ſert Deutſchen Mubürger zum Veſuch für die heute Nachmittag 3 Uhr anbe⸗ 
raumte Volks⸗Verſammlung hiermit auf. 

Poſen, den 26. Oktober 1848. z 
Das Deutſche Central⸗Comité. 
(Folgen die Unterſchriften). 8 
** Poſen, den 26. Oktober. In einer ſehr zahlreich beſuchten Volksver— 

ſammlung wurde einſtimmig beſchloſſen, gegen den am 23. d. M. von der Na⸗ 
zumlung in Berlin gefaßten Beſchluß in Betreff der Poſener Angeles 
ger den oke einzulegen. Wir werden den Wortlaut deſſelben in einer un ſe⸗ 
rer nächſten Nummern mittheilen. *) 


»Krotoſchin, den 22. Okt. Heute Abend hat eine Anzahl Polniſcher Knechte 
und Tagelöhner in einem hieſigen Wirthshauſe mit den hier in Garniſon beſind— 
lichen Soldaten vom 6. Infauterie-Regimeut Streit angefangen, in Folge deſſen 
ein Soldat getödtet und ſieben Soldaten verwundet worden ſind. Ueber die Verau⸗ 
laſſung zu dieſem Unternehmen wird hoffentlich die eingeleitete Unterſuchung klares 
Licht verbreiten, und enthalte ich mich um ſo mehr der Mittheilung der deshalb hier 
umgehenden Gerüchte, als unter den gegenwärtigen Verhaͤltuiſſen nur zu leicht Vor⸗ 
würfe erhoben werden, die ſich nachher als völlig unbegründet darſtellen. 


Berlin, den 24. Ott. (Schleſ. 3.) Ueber das Benehmen der hochauſehnli⸗ 
chen oder hohen Verſammlung während der heutigen Sitzung, in verſchiedenen Mo⸗ 
menten, möchten wir den Schleier det Scham huͤllen. Wiederholen ſich ſolche See⸗ 
nen, wie die hohe Natioualverſammlung fie in ihren beiden letzten Sitzungen aufs 
geführt hat, ſo ſehen wir nicht ab, wie die Exiſteuz derfelben, um von ihrer Würde 
zu ſchweigen, dabei noch länger gefördert werden ſoll. 

Breslau, den 24. Ott. Die friedliche Löſung der ſchwebenden Fragen ſcheint 
trotz der im Namen des Deutſchen Reichsverweſers von der Reichscommiſſton erlaſ⸗ 
ſenen Proklamation völlig geſcheitert zu fein, ſeit das Manifeſt des Kaiſers vom 
16. Okt. in Wien bekannt geworden und die Deputation des Gemeinderaths an den 
Kaiſer zurückgekehrt iſt, ohne vom Kaiſer empfangen worden zu ſein. Fürſt Win⸗ 
diſchgrätz hat nunmehr über das Schickſal Oeſterreichs zu entſcheiden. Von ihm 
ſoll den Wienern das Ultimatum geſtellt worden fein, bis zum 24. Ottober Nachm. 
2 Uhr die Waffen niederzulegen, widrigenfalls er ſodaun mit dem Angriff beginnen 
werde. Die Ungariſche Armee, an deren Vorrücken von Vielen ſehr gezweifelt wird, 
foll ſich Wien bereits bedeutend genähert haben. Das Attentat auf den Kaiſer be⸗ 
ſtätigt ſich nicht. 

Mannheim, den 22. Oktober. Geſtern und heute marſchirten von hier 
und der Umgegend ſämmtliche Preußische Truppen ins Heſſen⸗Darmſtädtiſche, 
um dort einſtweilen feſte Cantonnements zu beziehen; wie man mit Sicherheit 
vernimmt, geſchieht ſolches wegen des rebelliſchen Geiſtes jener Gegend. Zwar 
Es man hier allgemein, dit Preußiſche Regierung wolle ſich losſagen von der 
Tentral⸗Gewalt, da man in der Rede des Königs allerlei dahin zielende Anz 
ſpielungen finden wollte; doch iſt daran weiter nichts, ſondern die Regierung 
von Heſſen⸗Darmſtadt hat die Preußen in ihr Gebiet requirirt. Statt 
der Preußen erhielten wir geſtern ein Bataillon Frankfurter Infanterie, 
und heute wird Heſſiſche Artillerie hier einrücken. 

Karlsruhe, den 20. Okt. Der Kolniſchen Ztg. wird geſchrieben: Ich halte 
es fuͤr meine Pflicht, in einem Preußiſchen Blatte die Verſicherung niederzulegen, 
daß die Preußiſchen Truppen, welche gegenwartig in unſerem Großherzogthume 
liegen, an Manuszucht ihres Gleichen ſuchen, und im beſten Einvernehmen mit 
den Bürgern ſtehen. Aus allen Orten des Ober- und Unterlandes gehen hierüber 
gleichlautende Berichte ein. Wenn man das Vorurtheil kannte, welches früher ges 
gen alles, was Preußiſch hieß, in Baden vorhanden war, ſo hatten die Truppen 
wahrlich feine geringe Aufgabe, um in ſolcher kurzen Zeit die Achtung des Badis 
ſchen Volkes zu gewinnen. Nicht ſelten hoͤrt man darum jetzt auch in den unter⸗ 
ſten Schichten ſich über die Möglichkeit ausſprechen, daß Preußen an die Spitze 
Deutſchlands geſtellt werden müſſe; eine Aeußerung, die noch vor Monaten mit 
einer derben Tracht Prügel beantwortet worden wäre. Ueberhaupt iſt jetzt ein ſol⸗ 
auen in der öffentlichen Meinung eingetreten, daß es den Anarchiſten 

Base ſchwer fällt, ihre Wühlereien mit Erfolg fortzufegen. 

Bruchfal wi den 21. Okt. Struve und Blind find aus den Gefängniſſen in 
wach den Kaſematten von Raſtatt gebracht worden. Struve wurde 


durch 60 Mann N 
mindert werden. Wend. Truppen escortirt. In Bruchſal ſollen die Truppen ver⸗ 


Wien. — Um die lich wird der Prozeß binnen Kurzem beginnen. 
wöhnliche Phyſtognomie u auther zu beruhigen und der Stadt moͤglichſt ihre ge⸗ 
aufgefordert, in den b 115 deben, hat der Miniſter Kraus Herrn Holbein 

en Theater geſchl 2 Hofthegtern, die ſeit dem 6ten, fo wie alle übri⸗ 
1 allergrößte 57570 um Hein 7 laſſen; Herr Holbein aber wies nach, daß 
eee n at und nicht di 

alertleinſte Piece befegt werden köunte. Meents b — 12 


Ein längerer Artikel über die Pofener Ang - 102 ; 
geſehener Hinderniſſe heute nicht mehr eingerückt — el 
\ Dir Ned. 


Beilage zur Poſener Zeitung. 


den 27. Oktober 1848. 


dieſe pflegen gewöhnlich Montag einzutreffen. Diesmal wird jedoch erſt Dienſtag 
der Trausport ankommen und zwar bloß 820 Stück. Es waren ihrer 10203 
die Ungarn behielten jedoch 200 Stück für ſich zurück und ließen die übrigen erſt 
dann weiter transportiren, als fie ſich überzeugten, daß fe wirklich nach Wien be⸗ 
ſtimmt waren. Die ausfallende Zahl wird glücklicherweiſe durch die geringere Zahl 
der Bevölkerung (man ſchätzt die Zahl der Abgereiſten auf 100,000 
Menſchen) contrebalaneirt. * 

— Aus unſerem benachbarten Baden geht dem Conſt. Bl. f. Böhmen folgende 
Schilderung der Kroatiſchen Armee zu: „Der Banus Jellachich mit ſeiner 
Armee iſt hier; wir ſind mitten in einem Lager, und haben durch eigene An⸗ 
ſchauung die gefürchteten Serezaner mit ihren rothen Maͤnteln, die ſie wie die 
Griechen umgeſchlungen tragen, mit ihren kurzen Stutzen mit Feuerſchlöſſern, den 
Handſchars und den Piſtolen im Gürtel. Denken Sie ſich auf den breiten Schul⸗ 
tern dieſer ſtämmigen Leute einen Kopf mit ſonnverbranntem, beinahe braunem 
Geſicht, kurz geſchornem Haar, ſtruppigem Bart, und dieſen Kopf mit einer ſchar⸗ 
lachrothen uach rückwaͤrts gebogenen Mütze bedeckt, und Sie werden ſo wie ich be⸗ 
greifen, daß der Eindruck eines Lagers dieſer Armee Manchem ein ſchauerlicher ift; 
neben dieſen fuͤhrt Jellachich Grenzhuſaren, die mehr den gewöhnlichen Huſa⸗ 
ren ähnlich ſehen, nur daß ſie blaue, roth eingefaßte Schabraken haben, und eine 
Maſſe Grenzer-Infanterie, die in der That einem Landſturm nicht unähnlich ſieht. 
Sie haben alle kurze weiße, grobtuchene, weite Röcke, wie ſie die Slowaken tragen, 
runde breitkrämpige Hüte von Filz, Ungariſche Hoſen und Stiefletten, ſind mit 
Gewehren bewaffnet, das Bajonet an der Seite, Säbel ſah ich nur bei Wenigen. 
Im Ganzen ſollen 20,000 bis 28,000 Mann bei Jellachich hier ſein, wie die 
Grenzer, mit denen ich ſprach, ſagten.“ 

Wien, den 21. Oktober. Die Barrikaden, welche bisher die Paſſage in 
der Stadt hemmten, werden raſch abgetragen. Möchte man nie mehr zu ſol⸗ 
chen die Zuflucht nehmen müſſen und ſich überhaupt recht bald eines geregelten, 
ungeſtörten Verkehrs erfreuen Es bedarf nur eines Blickes in die verödeten 
Straßen und Kaufläden, um zu ſehen, wie arg derſelbe mitgenommen iſt und 


Ye Si iterung darunter leiden müſſen. 
wie ſchr ar Polen kene fortwährend fehr unregelmäßig und verſpätet an. 
Jene aus dem Norden fehlen uns ſchon Yeit drei Tagen. Die Franzoſtſcen und 
Englischen, ſo wie die Ungariſchen Zeitungen find heute wieder ausgeblieben. 
Peſth, den 17. Ott. Nicht Mid mit Jellachich und den ſerbiſchen Juſur⸗ 
denten, mein, wt des k. k. öfterreichifchen Armee, die von Weſt „Oſt und Nord 
in Ungarn einbricht, haben wir zu kampfen, und ſollten wir auch dieſe beſiegen, 
fo fteht uns erſt der Hauptkampf mit den Ruſſen bevor. General Simonich iſt 
mit drei Bataillonen von Galizien aus in das ſaroſer Comitat eingebrochen. Der 
Landesvertheidigungsausſchuß hat auf den Kopf dieſes „Räubers“ 100 Fl., auf 
den Kopf jedes Soldaten 20 Fl. als Preis geſetzt und den Landſturm gegen die 
Eindringlinge aufgeboten; wir müßten aber alle Reichthümer der Erde und eine 
dreifach ſo große Bevölkerung haben, um dieſe Maßregel gegen alle unſere Feinde 
durchzuführen. Denn der Einfall Simonich's iſt keine vereinzelte That, ſie ſteht in 
Beziehung zu dem Marſche des Generals Puchner aus Siebenbürgen „der bereits 
die Feſtungen Karlsſtadt und Marosvaſarhely mit polniſchen Regimentern beſetzte, 
und zu der drohenden Stellung der deutſchen Armee in Mähren. Von allen Sei⸗ 
ten ſollen wir eingeſchloſſen und ſo erdrückt werden. Machen wir uns auf einen 
Vernichtungskampf bereit, der Ungarns Ströme mit Blut färben, Ungarns Boden 
mit Leichen dungen wird. Ungarn geht zu Grunde, dies fühlen wir Alle in duͤſterer 
Ahnung, aber Oeſterreich wird mit fallen, denn die Zerſetzung der Nationalitäten 
in Ungarn iſt nur das Vorſpiel der allgemeinen Zerſetzung im Geſammtſtaate. 
Unſere Leitha-Armee wird zurückgezogen, angeblich um die Winterquartiere zu be⸗ 
ziehen, eigentlich aber, um den nahen Einbruch öfterreichifcher Truppen auf un⸗ 
gariſchem Boden abzuwehren. — Flüchtlinge aus der Moldau bringen uns die 
ſichere Nachricht, daß die Ruſſen ſich zum Einmarſch in die ungariſchen Länder 
rüſten, um im Vereine mit dem Fürſten Windiſch⸗Grätz die ungariſche und weiter 
die europaiſche Freiheit zu zertrümmern. 5 


Anus lan d. 


Frankrei ch. N 

Paris, den 20. Oktober. In der geſtrigen Sitzung der National- 
Verſammlung wurde die Berathung des Verſaſſungs⸗Entwurfes fortgefegt. 
Hr. Odilon Barrot erſtattete Bericht über mehrere an die Commiſſton ver⸗ 
wieſene Amendements zu Art. 74., welche ſich auf Organiſation der Departe⸗ 
ments, Bezirke und Gemeinden beziehen. Ein Amendement des Hru. Luncau 
veranlaßte längere Erörterungen, wurde jedoch zuletzt verworfen und der Art. 
74. nach Beſeitigung einiger weiteren Amendements angenommen. — Der Ju⸗ 
ſtizminiſter legte hierauf einen Decret-Entwurf für die gerichtliche Verfol⸗ 
gung der durch die Preſſe begangenen Verbrechen und Vergehen vor, indem er 
die Verſammlung erſucht, die Dringlichkeit auszuſprechen und die Ueberweiſung 
des Entwurfs an das Geſetzgebungs⸗Comité zu verordnen. (Mehrere Stim 
men: An die Burcaux!) Die Dringlichkeit wurde ausgeſprochen und die Ver⸗ 
weiſung an die Burcaur verfügt. — Hr. Flocon fragte die Regierung, ob 
die Gewalt ſich, in Folge der Aufhebung des Belagerungszuſtandes, auf ein⸗ 
ache Repreſſtons Maßregeln beſchränken, oder noch weitere Maßregeln, 
worauf der „Moniteur“ hindeute, ergreifen werde. So kündige ein Artikel 
im „Moniteur“ die Vorlegung eines Entwurfs an, nach welchem die Juni⸗ 
Berurtheilten bloß nach Algerien transportirt werden ſollten, wozu, wie es in 
dieſem heißt, das neue Miniſterium ſeine Zustimmung ertheilt habe. — Der 
Kriegs miniſter bemerkte, es ſei nicht Vrauch, die Verſammlung im Vor⸗ 
aus von Entwürfen zu unterhalten, welche die Regierung ihren Berathungen 
zu unterſtellen beabſichtige. Er ſei übrigens bereit, Hrn. Floton morgen zu 
antworten. (Mehrere Stimmen: „In acht Tagen! Rach der Verfaſſung!“) 
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Hr. Lagrange bat die Verſammlung, den Tag feſtzuſtellen, an welchem er 
einen ſchon länger von ihm bezüglich der Transportation der Juni⸗Verurtheilten 
eingereichten Vorſchlag entwickeln könne. Nachdem die Verſammlung den näch⸗ 
ſten Montag dazu anberaumt hatte, wurde die Sitzung aufgehoben. 
PR | Niederlande. 

Haag, den 22. Okt. In Limburg beſchwert man ſich über die gegenwärtigen 
Verhältniſſe. Die Centrolgewalt hat das Land für Deulſch erklärt, und kaun ihrer 
Erklärung keinen Nachdruck geben, während Holland Veranlaſſung nimmt, das Land 
jetzt um ſo mehr zu unterdrücken. 


PRRERNL LET 5 Ita ien. 

„Turin, den 13. Oktober. Geſtern morgen verbreitete ſich hier das Ge⸗ 
rücht einer neuen Revolution in Wien, in Folge deren der Kaiſer und ſeine 
Familie wieder auf ſlüchtigem Fuße ſeien. Auch Briefe von Mailand wurden 
vorgeleſen, denen gemäß die Ungarn der dortigen Garniſon ihren Landsleuten 

in der Heimath zu Hülfe ziehen wollen, während fie mit den Croaten in Mai- 
land bereits in blutige Händel gerathen ſeien. Gegen Mittag ließ die Opinione 
eine außerordentliche Beilage vertheilen mit näheren Nachrichten über die Wie⸗ 
ner und Mailänder Vorfälle. Dieß alles regte die Bevölkerung Turins ſehr 
auf, auch fand gegen Abend eine kleine Demonſtration auf der Piazza Madama 
ſtatt. Mehrere Hunderte ſchrieen: „Guerra! Guerra!“ und durchzogen dann 
den Platz und die Straße Po, als fie ein plötzlicher Regen zerſtreute. Die große 
Maſſe der Spaziergänger würdigte den Zug kaum eines Blickes. Die nächſte 
Veranlaſſung war eine rein zufällige. Ein Lombardiſcher Dffisier und ein Pie- 
monteſiſcher General traten aus dem Schloß, und näherten ſich in lebhaftem 
Geſpräch dem Hofgitter. Ehe ſie ſich hier trennten, ſagte letzterer „Es ſoll und 
muß geſchehen; verlaſſen Sie ſich darauf.“ Die Nächſtſtehenden brachten dieſe 
Worte gleich in Zuſammenhang mit der vorherrſchenden Idee, klatſchten Bei— 
ſall, das Volk lief zuſammen, man erzählte ſich, der Miniſter habe den Krieg 
verſprochen, und fühlte ſich zu einer Demonſtration berufen. In dem Genueſi— 
ſchen Regiment Savona herrſcht ein bedenklicher Geiſt. Viele wollen in ihre 
Heimath zurück, rotten ſich häuſig zuſammen, lärmen und zeigen ſich wider— 
ſpänſtig. Die Truppenmärſche nach der öſtlichen Grenze dauern fort; das hier 
garniſontrende Cavallerieregiment wird dieſer Tage abreiten. Die Piemonteſi⸗ 
ſche Armee beträgt jetzt an 160,000 Mann, vollſtändig ausgerüſtet, darunter 
ungefähr 22,000 Savoyarden. Letztere bilden die Brigade Savoja, nun von 
15,000 Mann, einen Theil der Garde und den größeren Theil der Gavalleria 
Savoja und ſämmtlicher Artillerie. In obigen 160,000 Mann iſt die Diviſion 
der Lombarden, in Piemonteſiſchem Dienſte, nicht mitbegriffen. (A. 3.) 
AZwiſchen Meſſina und der Küſte von Kalabrien iſt der Handel wieder in 
voller Thätigkeit. In Palermo hingegen herrſcht, nach dem Tempo vom 2. 
d. M. noch immer Elend und Schrecken. Mehrere taufend Vergbewohner ha= 
ben a r Seer die Einwohner. 
2ivo er ne onverneur x ” 
unter dem lauteſten Jubel des Volkes ein. ene 
Eine bereits am 8. Sept. 1847 ihm und Guerazzi zu Ehren geſetzte Juſchrt 
wird nun auf Marmor übertragen. — In Genua hat die republikaniſche Gäh⸗ 
rung noch nicht nachgelaſſen. le 
Die hieſigen Blätter fordern dringend auf, unverzüglich die Waffen zu 
ergreifen und nach der Grenze zu eilen, um, wie ſich die Konkordia ausdrückt, 
„für eine neue lombardiſche Vesper das Signal zu geben.“ Nie ſeien die Zei⸗ 
ten günſtiger geweſen, da, dies wird als Hauptgrund angeführt, in Deukſch⸗ 
land und beſonders in Oeſterreich, eine allgemeine Verwirrung herrſche. 


Fur den hier folgenden Theil ist die Redaction nicht verantwortlich. 

Die deutſche Poſener Zeitung No. 149. enthält cinen Aufſatz: „Widerle⸗ 
gung der Beſchuldigungen des Preußiſchen Milltalrs durch den Oberſt von 
Riegolewsk i in der Beilage zu No. 140. der kölniſchen Zeitung im Auftrage 
des 6 Generalſtabe.“ Ver- 


eneral⸗Commandos v. Voigts⸗Rhetz, Major im 
hindert es früher zu thun, finde ich mich veranlaßt, inſoweit deſſen Inhalt 
meine Perſon betrifft, ſelben zu berichtigen. f 
Zaum 25. April c. in Neuſtadt 6/P. hatte ich die Schulzen und Schulleh- 
rer, die zur Leitung der Urwahlen zu Wahls Commiſſarien ernannt worden, 
berufen, um die Commiſſoria ihnen auszuhändigen und noch fehlende Wahl- 
Commiſſarlen zu ermitteln. Der Oberſt v. Niegolewski, zu Folge Minifte- 
rial⸗Reſeripts in der Eigenſchaft als Kreis⸗Deputirter und E. v. Sz czaniecki 
zum Wahl-Commiffarius ernannt, zur Empfangnapme des Commiſſorii einge⸗ 
laden, wohnten der Verſammlung bei. Ich ſchicke dies voraus, um der Mei⸗ 
nung zu begegnen, als hätten der Verſammlung außer den Schüllehrern und 
Schulzen noch andere Bauern und Hauländer beigewohnt oder es ſollte eine 
Deputirtenwahl geleitet werden, wie man es nach jener obigen „Widerlegung“ 
wiſſen will, worin es heißt: „Es wurde ſogleich nach Publikation des fraglichen 
Artikels eine ſtrenge gerichtliche Unterſuchung über den Thatbeſtand der Sache 
eingeleitet, das Ergebniß wird in Nachſtehendem mitgetheilt ꝛc. Nach ſorgfäl⸗ 
uf fi und Vergleichung aller Dokumente ergiebt ſich die Begebenheit 
wie folgk mw“ 


Wohnungs⸗Veränderung in Stettin. ſort 5 Ber 

Meine Wohnung iſt jetzt Breiteſtraße 367. eine N 

Treppe (m Schaferſchen Haufe). e 

u: A, Witkowski, Glaſermeiſter 
und Reſtaurgteur. 
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No. 4. find zu vermiethen und ſo⸗ 


eine Wohnung im erſten Stockwerk, beſtehend 
aus 8 Stuben nebſt 1 großen Saal und ſon⸗ 
ſtigem Zubehör; dieſe Wohnung kann auch ge⸗ 
trennt vermiethet werden; N 


Aan lit 

Szubert, welcher durch feine den Truppen feindliche Gefinnung in der Geger 

betannt if ze. e c n Truppen feindliche Geſinnung in der Gegend 
Dieſe Behauptungen ſtehen mit dem gedachten kölniſchen Zeitungs⸗Artikel 


in keinem Zuſammenhange, find am 25. April in Neuſtadt nicht zur Sprache 
gebracht worden, konnten daher nicht Gegenſtand der gerichtlichen Unterſuchung 


und ſorgfältigen Prüfung der angeblichen Dokumente geweſen ſein und man be⸗ 


greift nicht, warum fie Gegenfland jener „Widerlegung“ geworden find. Sie 
enthalten ungerechte Vorwürfe, denn daß mein Sohn bei den polniſchen Ulanen 
eingetreten, kann mir nicht zur Laſt gelegt werden, daß ich ihn mit Pferd und 
Waffen ausgerüſtet, iſt unrichtig; ebenſo daß mein Schwiegerſohn bei den In⸗ 
ſurgenten gedient, da ich keinen Swiegerſohn habe. Daß ich der Unterſuchung 
durch ein Abſchiedsgeſuch entgangen wäre, iſt unwahr; ich habe den Abſchied nicht 
nachgeſucht, bin nicht verabſchiedet, dagegen habe ich, veranlaßt durch die mir in 
der „Widerlegung“ gemachten Vorwürfe, die mir die vorgeſetzte Behörde nicht 
machen kann, auf Unterſuchung derſelben angetragen, die aber bis jetzt nicht ver⸗ 
anlaßt worden iſt. Der Vorwurf feindlicher Geſinnung gegen die königlichen 


Truppen bleibt leere Behauptung, fo lange keine Handlungen angeführt und 
bewieſen werden können, woraus auf dieſelbe geſchlöſſen werden kann. Feind⸗ 
liche Geſinnung des Militais gegen mich wird Nachſtehendes außer Zweifel 


ſetzen. 
Eine der erſten Thaten der Abtheilung, die am 4. Mai c in Wurf einrückte, 
war, daß man den mich vertretenden Regierungs-Aſfeſſor v· Saher, da man 


ihn für mich hielt, hat erſchießen wollen und der dem Tode nur entging, daß er 


ſich augenblicklich legitimirte, er ſei nicht der Gemeinte. Hierauf griff man mich 
in meinem Wohnhauſe an, beſchoß daſſelbe, Kugeln durchbohrten die Thüren 
der Zimmer, Thüren und Fenſter wurden mit Kolben zerſchmettert, man drang 
in die Zimmer und fand nur Mütter und Kinder, die aus der Stadt geflohen 
bei mir Schutz ſuchten, mein Geſinde wurde in den Ställen theils niedergeſchof⸗ 
fen, theils nach Poſen geſchleppt, wo es kahlgeſchoren ward. Mein Haus und 
Hof wurde binnen vier Wochen fünfmal mit 30 — 50 Soldaten beſetzt und 
durchſucht ohne begründete Veranlaſſung, ohne dah man bei dieſen Durchſuchun⸗ 
gen auf etwas Verdächtiges getroffen wäre. N 

Den Neuſtädter Vorgang betreffend, ſo wurde in der Werfammlung 
allerdings die Zuziehung eines deutſchen Kreisdeputirten verlangt. Dieſes An⸗ 
finnen mußte entſchieden zurückgewieſen werden, weil es im Buker Kreiſe keinen 
deutſchen Kreisdeputirten giebt. Inzwiſchen drangen Soldaten und Juden in 
die Amtsſtube, man griff den Oberſt v. Niegolewski an, ſchrie „heraus mit 
dem Rebellen.“ Er wandte ſich an einen [Soldaten um Schutz, demnächſt an 
mich, da erſterer ſich ſeiner nicht annahm. Als wir beide uns in das Neben⸗ 
zimmer zurückzogen und hierauf durch das Gedränge die Treppe hinunter auf 
die Straße gingen, wurde dem Oberſt v. N. eine ftarke Kopfwunde beigebracht. 

Die Angabe in der „Widerlegung“ — „der Landrath forderte bei dem 
ſteigenden Tumult einen anweſenden Unteroffizier zum Einſchreiten auf“ — iſt 
unwahr, da ich mit einem Unteroffizier und überhaupt mit den anweſenden Sol- 
daten kein Weit gms hfelt habe. Nach dieſer „Widerlegung“ äußerte der Un⸗ 

N A se 2 er 
en era een Rn Die ſch af biete beute 
offizier ſich bei dem Tumult betheiligt hat. 

Die Behauptungen: „als die drei Herren aus der Thür geworfen wur⸗ 
den ꝛc. während die Bauern mit Stöcken und Fäuſten ſie derb durchprügelten ꝛc. 
Alle drei ſagten aus: daß fie von den Schulzen und Hauländern ihre Hiebe er⸗ 
halten hatten ꝛc.“ — find inſofern fie ſich auf mich beziehen, unwahr und ich 
erkläre fie, da ich von Niemandem mißhandelt wurde, für ſchamloſe Lügen. 

Es heißt endlich in der „Widerlegung“: „Es muß bemerkt werden, daß 
der Landrath zc. dem Oberſt⸗ Lieutenant v. Schlichting durchaus keine Mit- 
theilung von der bevorſtehenden Verſammlung gemacht hatte. Es hätte ſonſt 
durch Anwendung militairiſcher Sicherheitsmaßregeln ꝛc. dem Unfuge vorgebeugt 
werden können.“ Eine Mittheilung dem O.-L. v. S. zu machen, hielt ich für 
durchaus unnöthig, weil ich nur Veamte, nicht Mörder um mich verſammelt 
habe und weil man das Militair nach Neuſtadt entſendet hat, um auf Ruhe 
und Ordnung zu halten und die Behörden zu ſchützen. Hat der Diſtrikts⸗Com⸗ 
miſſarius und Bürgermeiſter Köhler, der von mir beauftragt war, die Lehrer 
und Schulzen zuſammenzuberufen, ausgeſagt: — „daß die Herren es nur dem 
Schutz und den Vemühungen des Militairs zu danken haben, wenn ſie mit dem 
Leben davon kamen,“ — ſo muß ex gewußt haben, daß die Leute nach dem Le⸗ 
ben der in der „Widerlegung“ genannten Herren trachteten. Ihm lag daher 
ob, davon Mittheilung zu machen, was leider nicht geſchehen iſt. 

Groß dorf bei Buk, den 10. Oktober 1848. 

Szubert, der Landrath⸗. 


Cholera. a 
Poſen, den 26. Oktober. Von geſtern bis heute ſind als an der Cholera 
erkrankt angemeldet 22 Perſonen, geſtorben 6. 


Marktbericht. Verlin, den 25. Oktober. 

Am heutigen Markt waren die Preiſe wie folgt: Weizen nach Qualität 

58 —62 Kihlr.; Roggen loco 28 — 30 Rthlr., S2pfd. p. Okt. 28 Rihl. G.; 

Okt /Novbr., Nov Decbr. 28 Rthlr., p. Frühjahr 31 Rtlr. besis Gerne, große 

loco 25 — 26 Rthlr., kleine 24 — 25 Rihlr; Hafer loco nach al. 17— 18 

6 17 à 16% Rtblr, 

Erbſen, Kochwaare 36—40 Rthlr., Futterwaare? 1—36 Rihlr.; Ruͤböl loco 

115, a 112 Rihlr., p. dieſen Monat do,, p. Oktob/Nopbt. 118 a 113 Rihle., 

Nov Decbr. do., Dee. Jan. 114 8 11% Rthlr., Jan. bis Mai dio; Spi⸗ 

ritus loco ohne Faß 14 A 5 Rıblr. wirtauft, mit Faß 144, p. Okt. bis Dec. 
15 Nihlr. Br., p. Früh. 171 Rihlt. Br. 


ein Laden nebſt Wohnung, und 
eine Wohnung von zwei Stuben im Hofe. 


uA loan find laut Benachrichtigung für 
mich diverfe Waaren per Eiſenbahnzug von Keipbig 
verladen worden, leider! aber bin ich bis heute 
den 26ften noch nicht im Beſitze der fo not wendigen 
Waaren, daher es wohl erwünſcht wäre, wenn wie⸗ 
der von Berlin auf hier „Eilfuhren“ gehen 
möchten, indem man auf mehr Zuverläſſigktit 8 a 
nen kann. 8 . . 


